[image: image1.jpg]Stadt Kloten

WELTOFFEN UND BURGERNAH






Gemeindeabstimmung

Am Sonntag, 12. Februar 2006, findet folgende Urnenabstimmung der Politischen Gemeinde Kloten statt:

Antrag des Gemeinderates zu Handen der Urnenabstimmung

über die Änderung der Gemeindeordnung infolge Behördenreform Gemeinderat Kloten und Anpassung an die Kantonsverfassung (Wegfall der bürgerlichen Abteilungen des Stadt- und Gemeinderates)

Das Wichtigste in Kürze

Am 1. Mai 2004 ist die neue Gemeindeordnung der Stadt Kloten in Kraft getreten. Damit wurde die Anpassung der Kompetenzen des Stadt- und Gemeinderates an zeitgemässe Rahmenbedingungen und  Bedürfnisse vollzogen. Im Rahmen der eingeleiteten Behördenreform wurde auch der Gemeinderat von 40 auf 32 Mitglieder verkleinert. Die Verkleinerung des Stadtrates von 9 auf 7 Mitglieder erfolgte bereits mit dem Erlass der neuen Gemeindeordnung. Diese Anpassungen führen dazu, dass der Gemeinderat sein Geschäftsreglement ebenfalls neu erlässt, wozu einige Anpassungen und Ergänzungen der Gemeindeordnung nötig sind. Es handelt sich weitgehend um redaktionelle Anpassungen, einzig die Formulierung eines neuen Artikels, mit der die rechtliche Grundlage für die Einsetzung einer parlamentarischen Untersuchungskommission geschaffen wird, stellt eine wesentliche materielle Änderung dar. Im Weiteren werden mit dieser Vorlage auch die redaktionellen Anpassungen, welche die neue Kantonsverfassung bezüglich der bürgerrechtlichen Bestimmungen mit sich bringt, vollzogen. 
Der Stadtrat und der Gemeinderat empfehlen den Stimmberechtigten diese Vorlage zur Annahme.
Weisung

Ausgangslage und Rahmenbedingungen

Am 8. März 2005 nahm der Stadtrat eine Kommissionsmotion entgegen, welche ihn beauftragte, Änderungen der Gemeindeordnung im Hinblick auf die Reorganisation des Gemeinderates und sowie zum Vollzug der neuen Kantonsverfassung, welche ab 1. Januar 2006 in Kraft trat und die einige Änderungen bezüglich der Organe und Verfahren im Zusammenhang mit Bürgerrechtsgeschäften enthält, vorzuschlagen. 

Die vorliegende Abstimmungsvorlage ist ein Gesamtpaket von einzelnen Änderungen der Gemeindeordnung, welche seit 1.5.2004 in Kraft ist.

Erwägungen

Im Zuge der neuen Kantonsverfassung, welche am 1.1.06 in Kraft trat, werden die Bestimmungen über die bürgerlichen Abteilungen von Stadt- und Gemeinderat hinfällig. Um ab Beginn der neuen Legislaturperiode wieder über eine aktualisierte und lesbare Gemeindeordnung zu verfügen schlägt der Stadtrat vor, die redaktionellen Anpassungen in der Gemeindeordnung vorzunehmen. Dabei wird ausdrücklich festgestellt, dass damit die Frage einer neu zu schaffenden Bürgerechskommission bzw. eine erweiterte Kompetenzdelegation an den Stadtrat, wie dies nach neuer Kantonsverfassung zulässig wäre, materiell nicht bearbeitet wird. Diese Frage soll später, aufgrund erster Erfahrungen in der neuen Legislaturperiode wieder geprüft werden können.

Die weiteren Änderungen basieren auf dem Vorschlag der Kommissionsmotion und dienen als Grundlage für das angepasste Geschäftsreglement des Gemeinderates. Zusammenfassend handelt es sich um folgende Anpassungen:

· Die Änderung der Art. 7 und 10 stellt eine Umsetzung des Beschlusses der Urnenabstimmung über die Reduktion der Anzahl Mitglieder des Gemeinderates auf 32 dar. Mit der Abstimmung vom 10. April 2005 haben die Stimmberechtigten diese Änderung angenommen, so dass nun auch das entsprechende Quorum für das fakultative Referendum und die Einzelinitiative anzupassen ist. Inskünftig wird auf die Nennung auf eine absolute Zahl verzichtet und das Quorum wird bei einem Drittel der Mitglieder des Gemeinderates festgelegt.
· Die Änderungen der Artikel 15, 16, 18 und 20, sind rein redaktioneller Natur. Es wird der Begriff „Geschäftsordnung“ konsequent mit „Geschäftsreglement“ ersetzt, was im Sinne einer einheitlichen Begriffsverwendung innerhalb der Stadt erwünscht ist. Zudem trägt der Begriff „Reglement“ auch der neuen Gemeindeordnung Rechnung, welche das fakultative Referendum für die Geschäftsordnung des Gemeinderates ausschliesst und ihr damit die Qualität eines formellen Gesetzes entzieht. Zudem wird der Begriff „Büro“ neu durch den Begriff „Ratsleitung“ ersetzt.

· In Art. 22 wird die Organisation der Ratsleitung (alt Büro) geregelt. Dabei wird nur noch eine minimale Besetzung durch den/die Präsident/in sowie die zwei Vizepräsidenten/innen vorgeschrieben. Eine allfällige Erweiterung der Ratsleitung durch Stimmenzähler oder weitere Ratsmitglieder bleibt dem Gemeinderat freigestellt und kann von diesem in seinem Geschäftsreglement festgelegt werden.

· In Art. 23 werden neu der Bestand, die Zusammensetzung und die Aufgaben einer Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission (GRPK) geregelt. Die Umbenennung der Kommission entspricht der heutigen Praxis, wonach die GPK ebenfalls die Aufgaben der Rechungsprüfungskommission erledigt.
· Mit Art. 23bis soll neu eine gesetzliche Grundlage für eine parlamentarische Untersuchungskommission geschaffen werden. Gemäss herrschender Lehre kann die Einsetzung einer parlamentarischen Untersuchungskommission nicht ohne Grundlage in der Gemeindeordnung erfolgen.

· Mit der Änderung von Art. 25 wird eine sinnvolle Kompetenzabgrenzung geschaffen.  Die Ratsleitung soll nicht zur Vorbereitung einzelner Geschäfte eingesetzt werden, sondern dafür sind – falls überhaupt nötig – durch den Gemeinderat Spezialkommissionen zu wählen.

Antrag

Der Stadtrat und der Gemeinderat beantragen den Stimmberechtigten die Zustimmung zu folgendem Antrag:

Die Gemeindeordnung vom 1. Mai 2004 sei wie folgt zu ändern:

(Änderungen sind im Folgenden fett gedruckt und grau hinterlegt bzw. durchgestrichen oder durch neue Formulierungen ersetzt)

	Organisation, Organe und Behörden
	Art. 3
1 Für die Gemeinde gilt die ausser​ordentliche Gemeindeorganisation mit einem Parlament (Gemeinderat). Das Schulwesen ist mit der politischen Gemeinde vereinigt.

2 Es bestehen folgende Organe:

a) Gemeinde als Gesamtheit der Stimmberechtigten;

b) Gemeinderat (Legislative) und seine Bürgerliche Abteilung.

3 Es bestehen folgende Behörden:

a) Stadtrat (Exekutive / Gemeindevorsteherschaft) und seine Bürgerliche Abteilung;

b) Wahlbüro;

c) Schulpflege;

d) Kommissionen mit selbstständigen Verwaltungsbefugnissen;

e) Einzelbeamtungen (Betreibungs- und Stadtammannamt, Friedensrichteramt).

4 Die Energie- und Wasserversorgung ist einer Aktiengesellschaft nach Obligationenrecht übertragen.

	Fakultative Urnenabstimmung
	Art. 7
1 Urnenabstimmungen finden statt über die Beschlüsse des Gemeinderates, sofern diese nicht vom Referendum ausgeschlossen sind, wenn:

a) die Mehrheit der bei der Beschlussfassung anwesenden Mitglieder des Gemeinderates die Durchführung einer Urnenabstimmung in der gleichen Sitzung beschliesst;

b) innert 30 Tagen, von der Bekanntmachung der Beschlüsse an, mindestens 300 Stimmberechtigte oder ein Drittel der Mitglieder des Gemeinderates das Begehren um Anordnung einer Urnenabstimmung stellen.

2 Das Begehren ist schriftlich der Präsidentin oder dem Präsidenten des Gemeinderates zu stellen.

3 Wird das Begehren um Anordnung einer Urnenabstimmung gestellt, prüft der Gemeinderat dessen Zustandekommen und fasst darüber Beschluss. Ist das Begehren gültig, ordnet der Stadtrat die Urnenabstimmung an.

	Ausschluss des Referendums
	Art. 8
1 Eine Urnenabstimmung kann nicht verlangt werden, wenn ein Beschluss des Gemeinderates von einer Mehrheit von vier Fünfteln der anwesenden Mitglieder als dringlich erklärt wird und der Stadtrat durch besonderen Beschluss sein Einverständnis erklärt hat.

2 Ferner können folgende Geschäfte des Gemeinderates nicht der Urnenabstimmung unterstellt werden:

a) die Wahlen;

b) Abnahme der Jahresrechnungen und der Geschäftsberichte sowie der Bauabrechnungen;

c) jährliche Voranschläge oder Nachtragskredite zu den Voranschlägen;

d) Festsetzung des Gemeindesteuerfusses;

e) Ausgabenbeschlüsse, für die der Gemeinderat abschliessend zuständig ist;

f) Beschlüsse der Bürgerlichen Abteilung des Gemeinderates zum Erlass allfälliger Bestimmungen über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts und Beschlüsse über die Erteilung und Verweigerung des Bürgerrechts;

g) Beschlüsse, mit denen auf einen Antrag des Stadtrates nicht eingetreten oder mit denen ein Antrag des Stadtrates abgelehnt wird;

h) Beschlüsse über Erlass, Änderung oder Anwendung der Geschäftsordnung des Gemeinderates;

i) Beschlüsse über die Ablehnung von Einzelinitiativen, welche einen dem obligatorischen Referendum unterliegenden Gegenstand betreffen;

Beschlüsse des Gemeinderates über die Gültigkeit von Initiativen.

	Einzel​initiative
	Art. 10
1 Jeder und jede Stimmberechtigte können über Gegenstände, die dem obligatorischen oder fakultativen Referendum unterstehen, der Präsidentin oder dem Präsidenten des Gemeinderates schriftlich und kurz begründet eine Initiative einreichen.

2 Findet eine Einzelinitiative über einen dem obligatorischen Referendum unterliegenden Gegenstand die Unterstützung von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Gemeinderates, so ist sie mit einem allfälligen Gegenvorschlag der Urnenabstimmung zu unterbreiten. Anderenfalls gilt sie als abgelehnt.

	Bürgerliche Abteilung
	Art. 14
1 Die Mitglieder des Gemeinderates mit Stadtbürgerrecht bilden dessen Bürgerliche Abteilung.

2 Beträgt die Zahl dieser Mitglieder weniger als neun, so haben die Stimmberechtigten mit Stadtbürgerrecht die Bürgerliche Abteilung nach dem Mehrheitswahlverfahren auf neun Mitglieder zu ergänzen.

3 Auf Wunsch erhalten die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte bei ihrer Wahl das Stadtbürgerrecht, sofern sie die kantonalen Vorschriften erfüllen.

	Konstituierung und Geschäftsreglement
	Art. 15
Der Gemeinderat regelt seine Organisation sowie die Form und den Ablauf der Beratungen in seinem Geschäftsreglement.

	Wahlbefugnisse
	Art. 16
1 Der Gemeinderat wählt aus seiner Mitte:

a) Die Ratsleitung des Gemeinderates;

b) die Mitglieder der Kommissionen und daraus deren Präsidentin oder Präsidenten;
2 Der Gemeinderat wählt im Weiteren:

a) die Mitglieder des Wahlbüros;

b) die ihm vom Stadtrat zugewiesenen Delegierten in weiteren Gremien;

c) die kantonalen Geschworenen.

	Rechtset​zungsbefugnisse
	Art. 18
Der Gemeinderat erlässt oder ändert folgende Verordnungen und Pläne:

a) Geschäftsreglement des Gemeinderates;

b) Kommunaler Richtplan, Bau- und Zonenordnung, Sonderbauvorschriften und öffentliche Gestaltungspläne, Erschliessungspläne, Generelles Entwässerungsprojekt;

c) Personalverordnung;

d) Verordnung über die Entschädigung der Behörden, Kommissionen und Amtspersonen im Nebenamt;

e) Grundsätze für die Gebührenerhebung.

	Parlamen-tarische Instru-mente
	Art. 20 (neu 21)
Jedes Mitglied des Gemeinderates ist befugt, im Rat eine Motion, ein Postulat oder eine Interpellation einzureichen sowie eine schriftliche Anfrage zu stellen. Zudem kann der Gemeinderat eine Fragestunde durchführen. Das Geschäftsreglement des Gemeinderates regelt das Vorgehen.

	Bürgerrechtliche Befugnisse
	Art. 20 (vorher 21)
Dem Gemeinderat stehen folgende bürgerrechtlichen Befugnisse zu:

a) die Erteilung des Gemeindebürgerrechtes, soweit für die Gemeinde keine Pflicht zur Aufnahme besteht;
b)
der Erlass allfälliger Bestimmungen über die Erteilung des Gemeindebürgerrechtes

	Ratsleitung
	Art. 22
1 Die Ratsleitung des Gemeinderates besteht aus der Präsidentin oder dem Präsidenten und zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten. Das Geschäftsreglement des Gemeinderates bestimmt, ob der Ratsleitung weitere Personen angehören.

2 Die Mitglieder der Geschäftsleitung mit Stadtbürgerrecht bilden auch die Geschäftsleitung der Bürgerlichen Abteilung. Sie kann nötigenfalls durch die bürgerliche Abteilung des Gemeinderates ergänzt werden.
2 Das Wahlprozedere und die Aufgaben der Ratsleitung werden im Geschäftsreglement des Gemeinderates bestimmt.

	Geschäfts-und Rechnungsprüfungskommission (GRPK)
	Art. 23
1 Die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission (GRPK) besteht aus elf Mitgliedern einschliesslich der Präsidentin oder des Präsidenten.

2 Sie prüft alle Anträge an den Gemeinderat, sofern keine Spezialkommission darüber befindet.

3 Die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission prüft die Ordnungs- und Rechtmässigkeit der Führung der Gemeindefinanzen.

	Bürgerrechtskommission
(BRK)
	Art. 24
1 Die Bürgerrechtskommission (BRK) besteht aus fünf Mitgliedern einschliesslich der Präsidentin oder des Präsidenten
2 Sie prüft alle Anträge im Zusammenhang mit Einbürgerungen.

	Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK)
	Art. 24 bis
1 Der Gemeinderat kann eine parlamentarische Untersuchungskommission einsetzen. Die Kommission untersucht einzelne, ihr vom Gemeinderat übertragene Geschäfte, erstattet Bericht und stellt Antrag an den Gemeinderat.

2 Das Geschäftsreglement des Gemeinderates regelt das Verfahren.

	Spezialkommissionen
	Art. 25
Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung einzelner Geschäfte aus seiner Mitte Spezialkommissionen bestellen. Die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten und der Mitglieder erfolgt durch den Gemeinderat. sofern er sie nicht seinem Büro überträgt.

	Bürgerliche Abteilung
	Art. 27
1 Die Mitglieder des Stadtrates mit Stadtbürgerrecht bilden dessen Bürgerliche Abteilung.

2 Beträgt deren Zahl weniger als drei, so haben die Stimmberechtigten mit Stadtbürgerrecht durch Urnenwahl die Bürgerliche Abteilung auf drei Mitglieder zu ergänzen.

3 Den Vorsitz der Bürgerlichen Abteilung führt ein Mitglied des Stadtrates mit Stadtbürgerrecht, in der Regel die Präsidentin oder der Präsident oder ein durch die Bürgerliche Abteilung zu wählendes Mitglied. Der Stadtrat bestimmt aus dem Personal der Stadtverwaltung eine Sekretärin oder einen Sekretär.

4 Auf Wunsch erhalten die Stadträtinnen und Stadträte bei ihrer Wahl das Stadtbürgerrecht, sofern sie die kantonalen Vorschriften erfüllen.

	Bürgerrechtliche Befugnisse
	Art. 34 (Neu Art 24, vorher Art. 37)
Der Stadtrat besorgt alle Bürgerrechtsgeschäfte, soweit diese nicht dem Bürgerlichen Abteilung des Gemeinderates übertragen sind. Es stehen ihm insbesondere zu:

a) die Erteilung des Gemeindebürgerrechtes, soweit eine Pflicht zur Aufnahme besteht;

b) die Festsetzung der Einbürgerungsgebühren;

c) die Begutachtung aller Bürgerrechtssachen und die Antragstellung zuhanden der Bürgerlichen Abteilung des Gemeinderates und der Oberbehörden;

d) die Entlassung aus dem Gemeindebürgerrecht.


Der Gemeinderat hat der Vorlage mit 31 Ja zu 0 Nein bei einigen Enthaltungen zugestimmt und empfiehlt sie zusammen mit dem Stadtrat den Stimmberechtigten zur Annahme.







[image: image1.jpg]